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15Mit dem Deutschen Bundestag als Auftraggeber und dem Ausschuss für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung (ABFTA) als Hauptadressaten bildet die 
Frage der (forschungs)politischen Relevanz und möglicher Handlungsoptionen den 
zentralen Zielpunkt einer Auseinandersetzung mit neuen Forschungs- und Ent-
wicklungsfeldern. Das Definitions- und Abgrenzungsproblem der Synthetischen 
Biologie stellt hierfür eine besondere Herausforderung dar, denn es werden durch 
die Heterogenität der Forschungs-, Technologie- und Anwendungsbereiche vie-
le unterschiedliche wissenschafts-, forschungs- und innovationspolitische Kon-
texte berührt. Der folgende Beitrag behandelt zwei nach Einschätzung des TAB 
besonders wichtige Handlungsfelder: die prospektive Biosicherheitsforschung 
sowie die Frage einer Erweiterung der Akteurskreise bei der Planung und Durch-
führung von Forschungsprogrammen und -vorhaben.

Die praktische Nutzung der Synbio 
i. e. S., also vom Menschen von Grund 
auf »designter« künstlicher biologischer 
Systeme, liegt noch in weiter Ferne und 
dürfte daher in den kommenden Jahren 
wenig gesellschaftliche und politische 
Relevanz entfalten. Ganz anders ist dies
bei der Synbio i. w. S. – verstanden als 
nächste Stufe der Bio- bzw. Gentechno-
logie. Durch die wachsenden, zuneh-
mend einfachen und schnelleren Mög-
lichkeiten der gezielten molekularbiolo-
gischen Veränderung bekannter Orga-
nismen ist in den nächsten Jahren mit 
einer großen Zahl von Anwendungen zu 
rechnen. Die in jüngster Zeit entwickel-
ten Methoden des sogenannten Genome 
Editing (u. a. CRISPR/Cas) wurden bis-
her noch kaum unter dem Label Synbio 
behandelt, weil ihr Innovationspoten-
zial sich nicht so sehr aus einer grundle-
gend neuen Herangehensweise für den 
umfassenden Umbau von Organismen 
ableitet, sondern aus der Einfachheit 
und Geschwindigkeit, mit der präzise 
und zielgerichtete Veränderungen an 
Genomen möglich sind – auch beim 
Menschen (s. den Beitrag von H. König 
und D. Frank, S. 5 ff.). Es zeichnet sich 
im Lauf des Jahres 2015 immer mehr 
ab, dass eine neue Runde der Gentech-
nikdebatte über deren verantwortungs-
volle Weiterentwicklung und notwendi-
ge Regulierung auf internationaler und 
nationaler Ebene bevorsteht bzw. be-
reits begonnen hat, bei der die Synbio 
zumindest i. w. S. »definitionsgemäß« 
nicht außen vor bleiben kann.

Dabei richtet sich die größte öffentli-
che Besorgnis verständlicherweise auf 
mögliche Anwendungen beim Men-
schen. Aber es ist auch absehbar, dass
die Auswirkungen der Genome-Edi-
ting-Verfahren bei Pflanzen auf das Ri-
sikoregulierungsregime Anlass für eine 
sehr grundsätzliche Wiederaufnahme 
der Debatte über die Definition, Sicher-
heit und die Risikoabschätzung von 
gentechnisch veränderten Pflanzen sein 
werden. Neben vielfältigen Eingriffen 
bei Pflanzen dürften auch die Anwen-
dungen bei Tieren massiv ausgedehnt 
werden. Hier hatten in der Vergangen-
heit technisch anspruchsvolle und lan-
ge Zeitspannen erfordernde Verfahren 
eine Hürde dargestellt, die nun durch 
die größere Einfachheit und Geschwin-
digkeit, mit der zielgerichtet und prä-
zise Genomveränderungen vorgenom-
men werden könnten, überwunden 
werden können.

KOMPLEXE FRAGESTELLUNGEN 
FÜR POLITIK, WISSENSCHAFT 
UND GESELLSCHAFT

Handlungsfelder für die Forschungs- 
und Innovationspolitik mit Bezug auf 
neue wissenschaftliche Entwicklungen 
und daraus resultierende Technologien
umfassen die strategische Förderung 
von Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten, die Gestaltung regulati-
ver und institutioneller Rahmenbedin-
gungen sowie die Schaffung adäqua-

ter Markt(zugangs)bedingungen und 
gleichzeitig die vorsorgende Abwehr 
möglicher Gefahren bzw. unerwünsch-
ter gesundheitlicher, ökologischer oder 
sozialer Folgen. Die damit verbundene 
Aufgabe der Politik, den gesellschaftli-
chen Interessenausgleich zur Förderung 
des kurz- und langfristigen Gemein-
wohls (wahlweise auch als nachhalti-
ge Entwicklung zu bezeichnen) durch 
Moderieren, Fördern, Entscheiden und 
Regulieren zu organisieren, ist alles an-
dere als leicht zu lösen. Gerade bei (po-
tenziell besonders) umstrittenen Tech-
nologien, wie sie die Synbio als nächste 
Stufe der Bio- bzw. Gentechnologie 
zweifelsohne repräsentiert, sieht sich 
die Politik dabei mit einer zunehmend 
komplexen Akteurs-, Interessen- und 
Erwartungslage konfrontiert. Wichti-
ge Fragen, die sich stellen, lauten z. B.:

Was müsste die Gesellschaft insgesamt 
wissen, um kompetent und sozialver-
träglich über die Nutzung synthetisch 
biologischer Organismen entscheiden 
zu können? Wie viel Nichtwissen über 
die künftigen Folgen einer Anwendung 
muss bzw. kann vor der Nutzung in 
(belastbares) Wissen umgewandelt wer-
den? Wie viel Unsicherheit ist unsere 
vielfältige, heterogene Gesellschaft be-
reit zu akzeptieren?

Und was kann die Wissenschaft hier-
zu beitragen? Welche Art von Wissen 
kann sie – ob mono-, multi-, inter- oder 
transdisziplinär – hervorbringen und 
der Gesellschaft zur Verfügung stellen? 
Wie weit muss sie sich für eine gesell-
schaftliche Teilhabe öffnen, die nach 
wie vor auch als Einmischung verstan-
den werden kann? Welchen Stellenwert 
hat wissenschaftliche Expertise in einer 
partizipationsorientierten Gesellschaft, 
in der einerseits der Geltungsanspruch 
akademischen wissenschaftlichen Den-
kens zunehmend infrage gestellt wird 
und andererseits eine »ökonomistische« 
Ausrichtung von Wissenschaft und Wis-
senschaftspolitik unübersehbar ist, wel-
che die Nützlichkeit, die Nachfragorien-

SYNTHETISCHE BIOLOGIE UND GENOME EDITING: 
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15 eine übertrieben kritische oder gar for-
schungspessimistische Haltung – sie
scheint vielmehr gerade dann geboten, 
wenn mit einem Technologiebereich 
große Erwartungen an ein zukünftiges
Problemlösungspotenzial verbunden 
werden, wie es bei der Synbio im enge-
ren und im weiteren Sinn bei vielen Ak-
teuren der Fall ist.

BIOSICHERHEITSFORSCHUNG ALS 
ÖFFENTLICHE AUFGABE

Dass Forschungsgruppen oder auch 
ganze Einrichtungen, die an zukünf-
tigen Anwendungen arbeiten, nicht von 
sich aus und parallel zur Produktent-
wicklung alle möglichen unerwünsch-
ten gesundheitlichen, ökologischen oder 
sozialen Folgen untersuchen können, 
ist offensichtlich und kein sinnvoller 
Kritikpunkt. Eine umfassende voraus-
schauende Risikoforschung kann – zu-
mindest bei neuen Technologien mit 
grundlegenderen neuen Eigenschaften 
und/oder Anwendungspotenzialen, wie 
beispielsweise im Fall der Nanotechno-
logie – von einzelnen Akteuren weder 
hinsichtlich der Kompetenzen und der 
Kapazitäten noch hinsichtlich der mög-
lichen gesellschaftlichen Glaubwürdig-
keit und Akzeptanz geleistet werden. 
Vielmehr ist hier die Politik gefragt, 
eine umfassende und unabhängige Un-
tersuchung möglicher Risiken zu orga-
nisieren und – ggf. unter angemessener
finanzieller Beteiligung privater Akteu-
re oder Interessengruppen wie Indus-
trieverbänden – öffentlich zu finanzie-
ren (solange es nicht um vorgeschrie-
bene Untersuchungen im Rahmen von 
Produktzulassungen geht, die vom An-
tragsteller bezahlt werden müssen).

Das frühe Stadium der meisten Syn-
bio-Entwicklungen limitiert zwar die 
Möglichkeiten der praktischen Risiko-
forschung, aber gerade mit Blick auf 
eine mögliche zukünftige Produktent-
wicklung erscheint es notwendig, so 
früh wie möglich zu analysieren, welche
der üblichen Schutzgüter (Umwelt, 

tierung und Messbarkeit (Evaluierung!) 
in den Vordergrund rückt? Und was 
heißt bzw. wie weit geht die allseits ge-
forderte Verantwortungsübernahme in 
Wissenschaft und Forschung?

Angesichts dieser Fragen und Heraus-
forderungen identifiziert der folgende 
Beitrag – unter Rückgriff auf Ergebnisse 
und Einschätzungen des TAB-Berichts 
(TAB 2015) – mögliche Handlungs-
felder für den Bundestag und spe-
ziell den ABFTA. Dabei werden zwei 
Kernfragen in den Fokus genommen: 
Wie könnte eine prospektive Biosicher-
heitsforschung zur Synbio organisiert 
werden, als Basis zukünftiger Risiko-
abschätzung und -regulierung? Und 
welche Rolle kann und soll die Betei-
ligung gesellschaftlicher Akteure sowie 
einzelner, nichtorganisierter Bürger bei 
der Förderung und Durchführung von 
Forschung und Entwicklung spielen?

WARUM PROSPEKTIVE 
BIOSICHERHEITSFORSCHUNG 
NOTWENDIG ERSCHEINT

Die angezielten positiven Effekte der 
öffentlichen Forschungs- und Innova-
tionsförderung (als Teil der sozioöko-
nomischen Zukunftsvorsorge) können 
nur auf Grundlage von verlässlichen 
Rahmenbedingungen realisiert wer-
den. Hierzu gehören rechtliche Rege-
lungen zur Abwehr bzw. Minimierung 
von Gefahren für die Umwelt insgesamt 
und die menschliche Gesundheit im Be-
sonderen. Im Fall der Synbio einschlägig 
sind gesetzlich verankerte Zulassungs-
verfahren unter anderem für Arzneimit-
tel, neuartige Therapien, Medizinpro-
dukte, Chemikalien und – besonders 
wichtig – für gentechnisch veränderte 
Organismen (GVO).

Die frühzeitige und intensive Befassung 
mit möglichen Risiken sowie der Frage, 
ob bzw. wie diese gegen potenzielle ge-
sellschaftliche Nutzen abgewogen wer-
den können, ist daher kein Zeichen für 

Gesundheit, sozioökonomische Chan-
cengleichheit) durch welche Verfahren 
und Projekte negativ beeinflusst wer-
den könnten. Nachdem die Bundespro-
gramme zur biologischen Sicherheits-
forschung der (Grünen) Gentechnik vor 
wenigen Jahren eingestellt worden sind, 
öffnet sich hier ein sehr konkretes Auf-
gabenfeld für forschungspolitisches 
Handeln.

HERAUSFORDERUNGEN DER
BISHERIGEN RISIKOABSCHÄT-
ZUNGSVERFAHREN

Wie im TAB-Arbeitsbericht Nr. 164 aus-
führlich beschrieben, stellt sich für die 
Synbio, die sehr weitgehend auf der Gen-
technologie aufbaut, die Frage, ob die 
entsprechenden Methoden der Risiko-
abschätzung und die Verfahren der
Risikoregulierung (noch) greifen bzw. 
ob und wie sie erneuert bzw. erweitert 
werden können oder müssen. Nach wie 
vor sind sich die meisten internationa-
len Experten einig, dass die bestehen-
den Verfahren der Risikoabschätzung 
in den nächsten Jahren für den Umgang 
mit den Produkten der Synbio (i. w. S.) 
ausreichen, weil die absehbaren Produk-
te noch sehr ähnlich den bisherigen der 
Gentechnologie sind (bzw. direkt als sol-
che kategorisiert werden können).

Aber gleichzeitig wird schon seit einigen
Jahren darauf hingewiesen, dass das 
bisherige Verfahren, das eine Einzelfall-
prüfung vorsieht und zentral auf einem
Vergleich mit weitgehend ähnlichen 
(»substanziell äquivalenten«), seit Lan-
gem genutzten (»vertrauten«) Organis-
men basiert (Kasten), durch mehrere 
wissenschaftlich-technologische Ent-
wicklungen der Synbio infrage gestellt 
wird.

Unabhängig von der Debatte über Syn-
bio haben sich europäische und deut-
sche Fachbehörden, konkret die Eu-
ropean Food Safety Authority (EFSA) 
und das Bundesamt für Naturschutz 
(BfN), schon seit Längerem mit der 
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15Pflanzen z. B. aus einer Erhöhung der 
Trockenheits- und Salztoleranz resul-
tieren, weil sich dadurch das ökologi-
sche Ausbreitungsverhalten fundamen-
tal verändern kann. Die zentrale Frage 
lautet, in welchem Umfang und mit wel-
chen Methoden substanziell veränder-

Frage befasst, wie gentechnisch verän-
derte Pflanzen (GVP) mit substanziell 
geänderten Eigenschaften sicherheits-
bewertet werden können und hierzu
Forschungsaufträge vergeben (Greiter 
et al. 2015; Halford et al. 2014). Solche
substanziellen Änderungen können bei 

te oder weitgehend »neu konstruierte«, 
vermehrungs- und ausbreitungsfähige
Organismen charakterisiert werden 
können und müssen (»Risikobewertung 
ohne Komparator«), um eine gesell-
schaftlich akzeptable Entscheidungs-
findung über die Nutzung dieser Orga-
nismen herbeiführen zu können.

RISIKOBEWERTUNG OHNE 
KOMPARATOR

Eine solche »Risikobewertung ohne 
Komparator«, also ohne vertrauten 
Vergleichsorganismus, bedeutet die 
Entwicklung der bisherigen großen-
teils komparativ-qualitativen hin zu 
einer in viel größerem Umfang quan-
titativen Risikoabschätzung. Hierfür 
bieten sich zwei grundsätzliche Stra-
tegien/Herangehensweisen an:

1. eine umfassende (molekulare und 
sonstige) Charakterisierung und Tes-
tung der Eigenschaften im Labor, in 
»künstlichen Ökosystemen« (z. B. in 
Gewächshäuern) sowie im Freiland 
(wobei die Aussagekraft der Tester-
gebnisse schon bei den bisherigen 
GVO umstritten war);

2. eine umfassende Modellierung der 
Eigenschaften und des Verhaltens 
von GVO in silico, d. h. in (giganti-
schen) Computersimulationen – ob 
deren Ergebnisse allerdings jemals 
so belastbar sein können, dass sie 
als Grundlage für eine Freisetzungs-
entscheidung dienen können, ist 
heute nicht prognostizierbar.

Aufgrund der intensiven Synbio-For-
schungsarbeiten an Mikroorganismen 
kann davon ausgegangen werden, dass 
substanziell veränderte einzellige Orga-
nismen, insbesondere Bakterien und 
Mikroalgen perspektivisch auch außer-
halb geschlossener Produktionsanlagen
genutzt werden sollen, beispielsweise zur
Bodensanierung oder in Form verän-
derter, gesundheitsförderlicher Darm-
florabakterien. Auch wenn noch keine 
konkreten Anträge auf die Zulassung 

DIE KONZEPTE DER SUBSTANZIELLEN ÄQUIVALENZ UND DER VERTRAUTHEIT

Die Konzepte der substanziellen Äquivalenz und der Vertrautheit (»fami-
liarity«) bilden die Basis der vergleichenden Risikoabschätzung transgener 
Pflanzen und Tiere. Das Prinzip besteht darin nachzuweisen, dass sich der 
gentechnisch veränderte Organismus nur in bestimmten, eingrenz- und unter-
suchbaren Eigenschaften von dem Ausgangsorganismus unterscheidet –
ansonsten aber vergleichbar erscheint. Die Feststellung der substanziellen 
Äquivalenz alleine genügt aber nicht, sondern hinzukommen muss eine zwei-
te Einschätzung: dass der Ausgangsorganismus ausreichend bekannt ist und 
als sicher gelten kann. Diese Vertrautheit ist bei (traditionellen) landwirt-
schaftlichen Nutzpflanzen naturgemäß gegeben, allerdings können die be-
kannten Eigenschaften auch auf ein mögliches Risiko hinweisen. Beispiels-
weise besitzt Raps (anders als Mais) in Teilen Europas wilde verwandte 
Kreuzungspartner, außerdem hat er eine ausgeprägte Neigung, sich auch au-
ßerhalb landwirtschaftlicher Nutzflächen zu verbreiten. Wenn die Risikobe-
wertung zu dem Schluss kommt, dass eine unkontrollierte Verbreitung der 
gentechnisch veränderten Merkmale vermieden werden soll, dann wird ein 
Anbau entsprechender Rapssorten gerade wegen der substanziellen Äqui-
valenz und aufgrund der Vertrautheit untersagt werden.

Bei Mikroorganismen sind sowohl substanzielle Äquivalenz als auch Ver-
trautheit im Hinblick auf eine offene Anwendung (in der Landwirtschaft 
oder bei der Bodensanierung) nicht in vergleichbarem Maß wie bei Nutz-
pflanzen gegeben. Nur in Ausnahmefällen werden Reinkulturen z. B. von 
Bakterien (wie Bacillus thuringiensis als Pflanzenschutzmittel im Ökoland-
bau) verwendet. Üblicherweise handelt es sich um Mischkulturen verschie-
dener Arten, deren Zusammensetzung und damit Eigenschaften nicht im 
Detail bekannt sind. Darüber hinaus zeichnen sich Mikroorganismen durch 
eine ausgeprägte Neigung zur Aufnahme/Weitergabe genetischen Materials 
aus (»Bakterienkompetenz«) und sind in Verbindung mit sehr kurzen Ge-
nerationsdauern ständigen und schnellen Veränderungs- und Anpassungs-
prozessen unterworfen. All dies hat dazu geführt, dass bislang kaum Frei-
setzungen von gentechnisch veränderten Mikroorganismen stattgefunden 
haben und stattdessen in geschlossenen Systemen sogenannte Sicherheits-
stämme verwendet werden, die als gesundheitlich unbedenklich gelten und 
ohne die speziellen Kulturbedingungen nach menschlichem Ermessen nicht 
überlebensfähig sind. Der Einsatz von synthetisch veränderten Mikroorga-
nismen außerhalb geschlossener Systeme würde daher eine multidimensio-
nale Veränderung der »biologischen Sicherheitslage« darstellen.

Quelle: TAB 2000 und 2005
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15 von Freisetzungsversuchen oder gar 
die Marktzulassung vorliegen, haben 
sich wichtige Forschungseinrichtun-
gen und -organisationen in den USA 
(Woodrow Wilson International Cen-
ter of Scholars [WWICS]) sowie im 
Vereinigten Königreich (Centre for 
Synthetic Biology and Innovation am 
Imperial College London) in den ver-
gangenen Jahren mit Sicherheitsfragen 
bzw. den Möglichkeiten der Risiko-
abschätzung befasst. Dabei wurde 
deutlich, wie wenig (auch aufgrund 
der geringen Zahl an Freisetzungen; 
Kasten) grundsätzlich über das Verhal-
ten veränderter Mikroorganismen in 
der Umwelt bekannt ist. Im Mai 2014 
hat das WWICS gemeinsam mit dem 
Massachusetts Institute of Technolo-
gy (MIT) (nach zwei Workshops im 
Auftrag der US-amerikanischen Na-
tional Science Foundation [NSF]) eine 
erste Forschungsagenda zu den mögli-
chen ökologischen Folgen von »synthe-
tisch« veränderten Organismen (SVO) 
veröffentlicht (Drinkwater et al. 2014). 
Es sei dringend notwendig, Wissenslü-
cken zu schließen, weil die ökonomisch 
sinnvolle Nutzung z. B. von Synbio-An-
wendungen wie Biokraftstoffen aus Al-
gen voraussichtlich die Freisetzung der 
Organismen in sehr großem Maßstab 
erfordere. Als sieben prioritäre For-
schungsbereiche wurden (in Frageform) 
genannt (Drinkwater et al. 2014, S. 5):

> Vergleichsorganismen: Wie kann
eine Risikoabschätzung durchge-
führt werden, wenn es keine Ver-
gleichsorganismen gibt?

> Phänotypische Charakterisierung: 
Wie können bedenkliche Eigen-
schaften von SVO identifiziert wer-
den? Welche sind kurz-, welche sind 
langfristig relevant?

> Fitness, genetische Stabilität, hori-
zontaler Gentransfer: Wie können 
diese für die Interaktion mit der 
Umwelt entscheidenden Parame-
ter verlässlich und prospektiv bei 
neuartigen Organismen bestimmt 
werden?

> Möglichkeiten des biologischen und 
physikalischen Containments: Wel-
che Anforderungen sind daran zu 
stellen? Welche Freisetzungen sind 
als irreversibel anzusehen?

> Monitoring und Kontrolle: Wie 
können SVO mit welchem Auf-
wand, mit welchen Methoden und 
welcher Verlässlichkeit im Freiland 
überwacht werden? Wer ist zustän-
dig, wer hat Datenzugang?

> Modellierung: Wo liegen (zukünf-
tige) Potenziale und Grenzen einer 
theoretischen Abschätzung des Ver-
haltens von SVO in der Umwelt?

> Standardisierung von Methoden 
und Daten: Welche Test- und Da-
tenerhebungsmethoden sollten für 
Risikoabschätzung und Monitoring 
entwickelt werden? Wer könnte ent-
sprechende Standards etablieren?

INFRAGESTELLUNG DER 
EINZELFALLPRÜFUNG IM 
STUFENVERFAHREN?

Zusätzlich zu den »inhaltlichen« Her-
ausforderungen einer Risikobewertung 
ohne Komparator können bzw. müssen 
kapazitative Probleme in Betracht gezo-
gen werden: Genome-Editing-Verfah-
ren zum schnellen und gleichzeitigen 
Einbringen mehrerer genetischer Mo-
difikationen in Organismen lassen die 
Entwicklung einer viel größeren Zahl 
von gentechnisch veränderten Pflanzen
und Tieren als in der Vergangenheit 
erwarten. Falls dementsprechend in 
kürzerer Zeit deutlich mehr GVO-An-
träge auf Freisetzung oder Inverkehr-
bringung gestellt würden, dürfte dies 
die (personellen und finanziellen) Ka-
pazitäten von Risikobewertungsein-
richtungen schon bald überfordern und 
zwei bisherige Grundprinzipien der Ri-
sikoanalyse von GVO aus praktischen 
Gründen infrage stellen: die Einzel-
fallprüfung (»case-by-case«) und die 
schrittweise Risikoerhebung (»step-by-
step«) in mehreren aufeinanderfolgen-
den Versuchen (Gewächshaus, Freiset-
zung in kleinem Maßstab, Freisetzung 

in großem Maßstab, Inverkehrbringen) 
(Pauwels et al. 2013, S. 224; SCHER 
et al. 2014, S. 45). Das bereits heute 
zentrale Problem bzw. der fundamen-
tale Streitpunkt, wie viel Wissen über 
die Eigenschaften und das Verhalten 
von genetisch modifizierten Organis-
men vor einer Freilanderprobung und 
dann kommerziellen Nutzung realis-
tischerweise erlangt und wie eine ge-
sellschaftliche und politische Risiko-
bewertung durchgeführt werden kann, 
die von einem Großteil der gesellschaft-
lichen Akteure akzeptiert wird, dürfte 
sich dadurch noch einmal verschärfen.

EINE NEUE RUNDE DER 
BIOSICHERHEITSFORSCHUNG 
STEHT AN

Mit Blick auf die fortschreitenden Mög-
lichkeiten der Synbio i. w. S., v. a. der 
Genome-Editing-Verfahren, erscheint 
es daher fast schon drängend, dass 
sich auch das BMBF – im Verbund mit 
den anderen betroffenen Fachministe-
rien BMUB und BMEL – erneut der Bio-
sicherheitsforschung zuwendet, nach-
dem diese seit 2012 nur noch im Rah-
men europäischer Projekte gefördert 
worden ist (BMBF 2014). Dabei muss 
bedacht werden, dass es auch bei der 
»konventionellen« Gentechnologie nach 
wie vor anhaltende Kontroversen insbe-
sondere mit Bezug auf transgene Pflan-
zen gibt, ob denn die bisherige Risiko-
forschung überhaupt hinreichend war 
bzw. ist, um die Sicherheit einer Frei-
landnutzung garantieren zu können.

Auf der einen Seite steht die Einschät-
zung, dass sowohl die öffentlich finan-
zierte Biosicherheitsforschung als auch 
die Daten, die im Rahmen der Zulas-
sungsverfahren für GVP erhoben wer-
den, keine ernsthaften, spezifischen 
Risiken für Mensch und Umwelt zu-
tage gebracht hätten – zumindest kei-
ne größeren, als auch von konventio-
nell gezüchteten Pflanzen ausgehen 
könnten (BMBF 2014).
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wichtigsten offenen Fragen zu defi-
nieren und sich gemeinsam darüber 
zu einigen, welche davon im Rah-
men des vorhandenen Budgets z. B. 
in einer ersten Programmperiode 
mit welcher Art Forschungsansatz 
untersucht werden sollen.

> Eine Herausforderung wird sein, 
mit den Extrempositionen umzu-
gehen, die besagen, dass eigentlich 
alle Fragen zur Biosicherheit von 
GVO offen oder aber eigentlich alle 
bereits beantwortet sind (und zwar 
mit dem Nachweis der Risikolosig-
keit). Es müsste vermieden werden, 
dass die Vertreter dieser Positionen 
den Prozess blockieren.

> Der Verständigungsprozess bzw. 
der Entwurf eines Forschungspro-
gramms muss nicht bei null ansetzen, 
sondern kann auf die laufenden Ak-
tivitäten zur Risikobewertung von 
GVP ohne Vergleichsorganismus
 sowie die o. g. ersten Forschungsa-
genden aus der internationalen Syn-
bio-Debatte aufbauen.

> Die zentrale neue Herausforderung, 
dass für die Sicherheitsbewertung 
von Synbio-Organismen per Defi-
nition nicht mehr einfach vertrau-
te Vergleichsorganismen herange-
zogen werden können, sondern ein
zumindest in bestimmter Hinsicht 
neuer, unbekannter Organismus 
komplett hinsichtlich seiner Eigen-
schaften und seines Umweltverhal-
tens charakterisiert werden muss, 
macht die Aufgabe zwar enorm 
schwer, bietet aber einen gewissen 
Vorteil für die Verständigung zwi-
schen Gentechnikkritikern bzw. 
-skeptikern und -befürworten: Es 
entfällt der fundamentale Streit-
punkt, ob die Vertrautheit und 
Ähnlichkeit so groß sind, dass nur 
die neue gentechnische Eigenschaft 
getestet und bewertet werden muss. 
Dies war von den Kritikern regel-
mäßig angezweifelt worden.

> Ein absehbarer Konfliktpunkt sind 
Freisetzungsversuche substanziell 

Auf der anderen Seite steht die An-
sicht, dass die bisherige Biosicher-
heitsforschung einen viel zu kleinen 
Ausschnitt an Fragestellungen viel zu 
undifferenziert untersucht hat, um 
eine seriöse Risikoabschätzung vor-
nehmen zu können. Nötig seien ein 
weitaus umfassenderer Ansatz, der viel 
detaillierter regionale Unterschiede 
der aufnehmenden Umwelt in Betracht 
zieht, sowie die Verbreiterung der be-
teiligten Fachdisziplinen und auch die 
Einbeziehung nichtakademischer Ex-
perten (Graef et al. 2012). 

Dazu kommt die Kritik, dass die Daten,
die von den Firmen bei den Zulas-
sungsbehörden eingereicht wurden 
bzw. werden, völlig unzureichend sei-
en, um eine Risikoabschätzung über-
haupt vornehmen zu können. Gentech-
nikkritische Organisationen monieren 
in diesem Zusammenhang auch die 
Besetzung der Gremien bei der EFSA 
sowie dem Bundesamt für Verbrau-
cherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL), deren Mitglieder viel zu enge 
Verbindungen zur Gentechnikindus-
trie hätten, um neutrale Einschätzun-
gen vornehmen zu können (zuletzt: 
Bauer-Panskus/Then 2015; BNN et 
al. 2015).

Doch darüber hinaus wird bei Weitem 
nicht nur von Gentechnikkritikern, 
sondern auch von Wissenschaftlern, 
die einer Nutzung der Gentechnik in 
der Pflanzenzucht offen gegenüberste-
hen, bemängelt, dass viele Firmen sich 
weigern, ihre patentgeschützten Pflan-
zen für eine neutrale, nichtinteressen-
gebundene Risikoforschung zur Verfü-
gung zu stellen (Waltz 2009).

Um eine forschungspolitische Program-
matik für eine prospektive Biosicher-
heitsforschung zur Synbio i. w. S. ent-
wickeln zu können, erscheint es daher 
notwendig, die bestehenden, unge-
lösten Kontroversen über die Risiko-
bewertung von GVO ein weiteres Mal 
aufzurollen und zu versuchen, die 

Schwachstellen bzw. Streitpunkte der 
bisherigen Risikoforschung einer um-
fassenden und v. a. diskursiven Bilan-
zierung zu unterziehen.

WIE KÖNNTE EIN PROZESS 
ORGANISIERT WERDEN?
WO LAUERN FALLSTRICKE?

Es war nicht Aufgabe des TAB-Pro-
jekts, eine Bewertung der Forschungs-
lage zu GVO/GVP zu versuchen oder gar 
ein Forschungsprogramm zur »Risiko-
bewertung ohne Komparator« zu ent-
werfen. Aber auf Basis der langjährigen 
Befassung des TAB mit der Gentechno-
logiekontroverse im Allgemeinen und 
derjenigen zu GVP im Besonderen 
wurden einige Hinweise zu den Mög-
lichkeiten und Erfordernissen bei der 
Ausgestaltung des vorgeschalteten Klä-
rungsprozesses und der Forschungspro-
grammatik selbst abgeleitet:

> Nach Jahrzehnten heftiger Kontro-
versen über die Nutzung der Bio- 
und Gentechnologie muss allen Be-
teiligten klar sein, dass bei der Risi-
kobewertung von GVO die natur-
wissenschaftlichen Aspekte nur ei-
nen Teil der relevanten Fragen ab-
decken. Ein zukünftiges Biosicher-
heitsprogramm müsste daher von 
vornherein sowohl natur- als auch 
sozial-, geistes-, wirtschafts- und 
rechtswissenschaftlich ausgerichtet
sein, langfristig und ressortüber-
greifend konzipiert und dabei ech-
te Beteiligungsmöglichkeiten für die 
Kompetenz und Interessen aller re-
levanten gesellschaftlichen Akteure 
bieten. Die Koordination eines ent-
sprechenden Prozesses zur Erarbei-
tung eines Forschungsprogramms 
müsste durch eine Institution bzw. 
ein (Lenkungs-)Gremium erfolgen, 
die/das von so vielen Beteiligten wie 
möglich als neutral und fair einge-
schätzt wird.

> Es kann nicht darum gehen, die vor-
handenen Einstellungs- und Bewer-
tungsunterschiede aufzulösen. Das 
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pa sind diese in den nächsten Jahren 
aufgrund der restriktiveren Vorga-
ben gegenüber den USA und einigen 
anderen Ländern kaum zu erwar-
ten. Allerdings müsste es auch kein 
Tabu sein, eine internationale Ar-
beitsteilung bzw. Koordination, die 
bei einem globalen Thema wie der 
Biosicherheit sowieso in vieler Hin-
sicht notwendig ist, gezielt für be-
sonders umstrittene Bereiche, wie 
z. B. erste Freisetzungsversuche, zu 
verabreden. Dies findet durch die 
unterschiedlichen Regulierungsvor-
gaben im Bereich der GVO bereits 
heute statt und könnte sich auch 
z. B. aufgrund geeigneterer geogra-
fischer bzw. ökosystemarer Gege-
benheiten anbieten.

> Ein wichtiger Punkt wird die Fi-
nanzierung sein. Ob die Privatwirt-
schaft in Form von Industriever-
bänden, Versicherungsunterneh-
men oder Investorennetzwerken in 
einen entsprechenden Fonds ein-
zahlen würde bzw. sollte, wäre zu 
eruieren. Um eine breite Interes-
sen- und Positionenabdeckung zu 
gewährleisten, wäre es auf jeden 
Fall nötig, Mitglieder des Vorberei-
tungs- und Steuerungskreises bei-
spielsweise von vorrangig ehren-
amtlich agierenden Umwelt-NRO 
angemessen zu entschädigen. Dies 
stellt bislang ein größeres Problem 
dar.

Eine internationale Kooperation in
der Biosicherheitsforschung ist frag-
los notwendig, entbindet aber nicht 
von nationalen Aktivitäten – vor al-
lem weil die Sicherheitsfragen so eng 
mit der gesellschaftlichen Debatte, 
die auch innerhalb Europas durchaus 
unterschiedliche Akzente aufweist, 
verknüpft sind. Ein erster konkreter 
Schritt könnte die Organisation ei-
ner Sondierungskonferenz durch die 
zuständigen Ministerien bereits un-
ter stärkerer Beteiligung der relevan-
ten gesellschaftlichen Gruppen sein.

EINE ÜBERGREIFENDE FRAGE:
ERWEITERUNG DER 
AKTEURSKREISE?
Wie im TAB-Bericht gezeigt wird, re-
sultieren die kurz- und mittelfristi-
gen Anwendungsmöglichkeiten aus 
der Synbio i. w. S., während das Zu-
kunftspotenzial der Synbio i. e. S. kaum 
zu prognostizieren ist. Dass vom Men-
schen weitgehend »designte« biologi-
sche Systeme auf Dauer tatsächlich leis-
tungsfähiger, umweltverträglicher und 
insgesamt nachhaltiger sein können als 
lediglich »maßvoll«, d. h. in einigen we-
nigen Eigenschaften bio- bzw. gentech-
nologisch veränderte Lebewesen, ist 
rein hypothetisch und wird von vielen 
Wissenschaftlern ernsthaft angezwei-
felt. Die vielfältige BMBF-Förderung 
neuer Methoden der Bio- und Gen-
technologie in unterschiedlichen För-
derlinien (u. a. Biotechnologie 2020+, 
Systembiologie, aber auch über themen-
orientierte Programme in den Berei-
chen Gesundheit und Bioökonomie) –
unter Verzicht auf eine strategische 
Verwendung des Begriffs Synbio – 
scheint daher naheliegend, um den vie-
len offenen Fragen durch eine große
Diversität der Forschungsansätze Rech-
nung zu tragen. 

Die wichtigste Perspektive der öffentli-
chen FuE-Förderung sollte das Offen-
halten bzw. Erweitern von Optionen 
sein, was eine zu starke oder vorzei-
tige Festlegung auf spezielle Techno-
logien oder Verfahren verbietet – ins-
besondere angesichts einer so großen 
Herausforderung, wie sie das Erreichen 
einer globalen, nachhaltigen Bioöko-
nomie darstellt. Ein zweiter Orientie-
rungspunkt für die Entwicklung von 
gesellschaftlich potenziell umstritte-
nen Technologien, wie sie die Synbio 
als nächste Stufe der Bio- und Gen-
technologie repräsentiert, wurde in
vielen Analysen (bei Weitem nicht nur, 
aber auch) des TAB gerade im Bereich 
der Gentechnologie herausgearbeitet 
(TAB 2008) und sollte mittlerweile fast 

selbstverständlich sein, wird aber nach 
wie vor zu oft ausgeblendet: weg von 
einer isolierten Betrachtung der Tech-
nologiepotenziale und hin zu einer um-
fassenden, problemlösungsorientierten 
Optionenprüfung. Hierbei wird dann 
die Beteiligung gesellschaftlicher Ak-
teure außerhalb des Wissenschafts- 
bzw. klassischen Innovationssystems 
besonders wichtig, weil diese beispiels-
weise aus der Landwirtschaft oder der 
Gesundheitsversorgung Erfahrungs- 
und Alltagswissen einbringen kön-
nen, das wissenschaftliche Analysen 
und Herangehensweisen alleine nicht 
bieten.

BETEILIGUNG VON
STAKEHOLDERN – UND DER 
BREITEREN ÖFFENTLICHKEIT?

Die Einbindung von Vertretern gera-
de der kritischen zivilgesellschaftli-
chen Organisationen wäre nicht nur 
bei künftigen Förderprogrammen zur 
Risiko- bzw. Sicherheitsforschung der 
Biotechnologie von besonderer Be-
deutung, sondern auch im Bereich der 
nutzen- bzw. optionenorientierten For-
schungsförderung ist die Forderung 
nach Beteiligung gesellschaftlicher 
Akteure außerhalb des Wissenschafts-
systems fast schon Konsens (u. a. fest-
gehalten in Absatz 5.2 des aktuellen 
Koalitionsvertrags).

Wie im Beitrag von Steffen Albrecht 
im Schwerpunkt (S. 13 ff.) deutlich 
wird, ist es nicht trivial, mit der brei-
ten Öffentlichkeit in frühen Phasen 
über Entwicklungen im Forschungs-
bereich zu debattieren – zumal, wenn 
selbst in der »Scientific Community« 
keine rechte Einigkeit über das Wesen
und die Stoßrichtung einer wissen-
schaftlichen Entwicklung besteht. Mit
Blick auf die konkrete Ausgestaltung 
von Forschungsagenden erscheint aus 
Sicht des TAB daher weniger eine sehr
zukunfts- bzw. visionenorientierte De-
batte als vielmehr eine vorrangig nach-
frage- bzw. bedürfnis- und problem-
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hackerspaces gehören sollte, so wie es 
z. B. in Frankreich oder den USA in ge-
wissem Umfang erfolgt ist. Erkundet 
werden könnte auch die Entwicklung 
von »Bürgerlaboren«, die an Universi-
täts- oder sonstige Forschungsinstitute 
angegliedert werden. Dabei müsste al-
lerdings gewährleistet sein, dass diese 
über Kommunikations- bzw. Bildungs-
maßnahmen wie die bestehenden »glä-
sernen Labore« u. Ä. hinausgehen und 
ganz explizit Platz für eigene Ideen 
nichtprofessioneller Akteure geschaffen 
wird. Ein entscheidender Punkt dabei 
wäre – wie so oft – die Frage der Finan-
zierung dieser Bürgerlabore, aber auch 
der zeitlichen Möglichkeiten von an-
gestellten Wissenschaftlern aus den 
»gastgebenden« Instituten, sich ohne 
Erfolgs- und Publikationsdruck einem 
offenen Austausch und dem Experi-
mentieren mit den »Bürgerforschern« 
widmen zu können.

Es kann sicherlich nicht um eine schlag-
artige flächendeckende Unterstützung 
von Biohackerspaces und Einrichtung 
von Bürgerlaboren gehen, sondern zu-
nächst um ein Erproben mehrerer Va-
rianten über einen nicht zu kurzen 
Zeitraum, der die Entwicklung und 
Umsetzung von DIY-Projekten realis-
tischerweise ermöglicht. Möglichkei-
ten des Missbrauchs, vor allem aber 
der unbeabsichtigten Gefährdung (Bio-
error) müssen bei der Unterstützung 
der DIY-Biologie mit bedacht werden. 
Das gemeinsame Agieren an öffentli-
chen Orten bzw. in offenen, transpa-
renten Gruppen sollte dabei der beste 
Garant gegen unentdeckte gefährliche 
Machenschaften bzw. die Abdrängung 
von Interessierten in die Illegalität sein. 
Gefördert werden sollte auch der Aus-
tausch der DIY-Biologen untereinan-
der sowie mit der Öffentlichkeit über 
Fragen der gemeinsamen gesellschaft-
lichen und ethischen Verantwortung
und Verpflichtung – und nicht nur an 
professionelle Biosicherheitsbeauftrag-
te oder Ethikgremien delegiert werden. 

orientierte Diskussion angebracht, die 
den aktuellen, durch empirisch ermit-
telte Daten belegten Stand der Synbio 
und anderer Technologien sowie de-
ren absehbare Anwendungen berück-
sichtigt. Sowohl die zivilgesellschaft-
lichen Organisationen als auch alle 
interdisziplinär oder gesellschaftlich 
besetzten Beratungsgremien und -ein-
richtungen (wie der Rat für Nachhal-
tige Entwicklung, der Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen [SRU], 
der WBGU, der Deutsche Ethik-
rat, das Wuppertal-Institut, das Deut-
sche Biomasseforschungszentrum oder 
der Bioökonomierat) stellen die Prob-
lem- und Bedarfsanalyse in den Vor-
dergrund – und beschreiben dann die 
Anforderungen an organisatorische, 
politische, soziale und technologische 
Handlungsmöglichkeiten sowie daraus 
resultierenden Forschungsbedarf. Die-
ses Vorgehen prägt mittlerweile auch 
sehr deutlich die großen Forschungs-
programmatiken der Bundesministe-
rien, u. a. die neue Hightech-Strategie 
oder die Forschungsagenda »Green 
Economy«.

Während es für die großen Wissen-
schaftsorganisationen und -einrich-
tungen, darunter die Akademien, aber 
auch die großen gesellschaftlichen Ak-
teure wie Gewerkschaften und Kir-
chen sowie die Privatwirtschaft meist 
problemlos möglich ist, eine personel-
le und fachliche Begleitung von bzw. 
Beteiligung an der Entwicklung von 
Forschungsprogrammatiken zu or-
ganisieren, fällt dies den zivilgesell-
schaftlichen Organisationen aus dem 
Umwelt-, Entwicklungs- oder Sozial-
bereich deutlich schwerer, weil sie 
häufig nur wenige bezahlte Mitarbei-
ter haben, deren Arbeit zum großen 
Teil aus Mitgliedsbeiträgen finanziert 
wird. Es ist daher seit Längerem eine 
verständliche Forderung, dass För-
dermittel nicht nur sporadisch, son-
dern mit längerfristiger Zusage für 
eine organisierte Teilhabe von NRO-
Vertretern durch die Forschungspo-

litik zur Verfügung gestellt werden 
(Forschungswende 2014; Ober 2014; 
Veciana/Neubauer 2014).

DIY-BIOLOGIE ALS BESONDERE 
FORM DER CITIZEN SCIENCE

Die aktive Teilnahme von Nichtwis-
senschaftlern an Forschungsprojekten 
wird seit einigen Jahren unter dem Be-
griff Citizen Science verstärkt von der 
Politik gefördert. Das BMBF hat die 
Internetplattform »buergerschaffen-
wissen.de« ins Leben gerufen, die als 
zentrale Anlaufstelle für Projekte der 
Bürgerforschung in Deutschland die-
nen soll. Hierbei dominieren bislang 
Vorhaben, bei denen die Bürger vor-
rangig an der Datenerhebung beteiligt 
sind, beispielsweise bei Tierartenzähl-
projekten oder astronomischen Beob-
achtungen – also eine Art »Wissen-
schaft mit Bürgern« (s. den Beitrag von 
L. Hennen im Schwerpunkt, S. 23 ff.).

Wie Rüdiger Trojok ausführlich im 
TAB-Bericht zur Synthetischen Biolo-
gie (TAB 2015) beschreibt, steht die 
DIY-Biologie demgegenüber für eine 
»Wissenschaft durch Bürger«, wobei 
sich aus der Perspektive der akademi-
schen Wissenschaft die Frage stellt, ob 
bzw. welche DIY-Aktivitäten wirklich 
als Wissenschafts- bzw. Forschungs-
projekte bezeichnet werden können 
bzw. sollen. Die sehr heterogene Szene
der DIY-Bio- oder Biohackerbewegung 
selbst interessiert die Antwort auf diese 
Frage allerdings wenig, ihr geht es um 
eine aktive Wissensaneignung, um Ex-
perimentieren und Ausprobieren jen-
seits von Top-down-Mitmachveran-
staltungen, Tagen der offenen Tür oder 
langen Nächten der Wissenschaft in 
Forschungseinrichtungen oder Science 
Centern.

Für die Forschungspolitik stellt sich die 
Frage, ob zu einer umfassenden Beteili-
gung der Gesellschaft am wissenschaft-
lichen Fortschritt in der Biotechnolo-
gie bzw. der Synbio i. w. S. nicht auch 
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reichendere und leichtere Zugangsmög-
lichkeiten zu Information und Techno-
logie ist es wünschenswert, dass Hacker-
spaces und Bürgerlabore offene Orte 
des Austauschs und der Diskussion 
bleiben, die selbstverständlich die herr-
schenden Biosicherheitsregularien ein-
halten müssen.

AUSBLICK

Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 164 ist un-
seres Wissens die erste größere Stu-
die zur Synbio, die den besonderen
Stellenwert der Genome-Editing-Ver-
fahren hervorhebt – weil diese in kur-
zer Zeit einen Entwicklungsstand er-
reicht haben, der eine Vielzahl neuer 
Anwendungen erwarten lässt. Im Mit-
telpunkt der politischen Aufmerksam-
keit stehen dabei im Herbst 2015 die 
Anwendungen beim Menschen und 
ganz konkret die Frage nach einem in-
ternationalen Moratorium. Die Akade-
mien, als erste die interdisziplinäre Ar-
beitsgruppe Gentechnologiebericht der 
Berlin-Brandenburgischen Akademie 
der Wissenschaften (BBAW), danach 
Leopoldina, acatech sowie die Akade-
mienunion gemeinsam mit der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
haben sich für ein solches ausgespro-
chen (Reich et al. 2015; Leopoldina et 
al. 2015), im November und Dezem-
ber wird das Thema Genome Editing 
beim Menschen von BBAW und Deut-
schem Ethikrat in öffentlichen Veran-
staltungen zur Diskussion gestellt. 
Auf internationaler Ebene findet An-
fang Dezember in Washington, D.C., 
ein »International Summit on Human 
Gene Editing« statt, der von der US-
amerikanischen National Academy of 
Sciences und der National Academy 
of Medicine, der britischen Royal So-
ciety sowie der Chinese Academy of 
Sciences veranstaltet wird. 2016 sol-
len dann ein Bericht und Empfehlun-
gen zum verantwortlichen Umgang mit 
Genome-Editing-Forschung am Men-

schen vorgelegt werden (http://natio-
nalacademies.org/gene-editing/index.
htm [13.10.2015]).

Die Anwendungen an Pflanzen, Tieren
und Mikroorganismen dürften in der 
öffentlichen Aufmerksamkeit dem-
gegenüber vorerst zurücktreten, die 
praktische Bedeutung aber wird in den 
kommenden Jahren groß werden. Das 
BMBF hat Mitte September 2015 eine 
Ausschreibung zu Forschungsverbün-
den und Klausurwochen zu ethischen, 
rechtlichen und sozialen Aspekten mo-
derner Genom-Editing-Verfahren und 
deren möglicher Anwendungen inner-
halb und außerhalb der Humanmedizin
veröffentlicht (www.gesundheitsfor-
schung-bmbf.de/de/5638 [13.10.2015]). 
Als mögliche rechtliche Themen wer-
den u. a. eine systematische Aufarbei-
tung und Analyse bestehender Regelun-
gen, z. B. zu den Vor- und Nachteilen 
produkt- versus verfahrensorientierter 
Regelungen sowie zur Risiko-Nutzen-
Abwägung aufgeführt. Praktische Bio-
sicherheitsforschung ist nicht Gegen-
stand der Fördermaßnahme.

Die Risikoforschung speziell zu GVP 
ist Gegenstand einer weiteren Aus-
schreibung, die das BfN Anfang Ok-
tober 2015 veröffentlicht hat. Das Ziel 
der Maßnahme – eine Analyse der 
deutschen, europäischen und außer-
europäischen Sicherheitsforschung zu 
GVP zur Ableitung zukünftigen For-
schungsbedarfs – korrespondiert offen-
kundig mit den im vorliegenden Bei-
trag vorgestellten Schlussfolgerungen 
des TAB-Arbeitsberichts Nr. 164. Es 
wird spannend sein zu sehen, ob von 
den Forschungsnehmern Überlegun-
gen zur diskursiven Ausgestaltung der 
Bilanzierung aufgegriffen und umge-
setzt werden.

Auch die Debatte über das Thema Ci-
tizen Science schreitet voran. Das Pro-
jekt »BürGEr schaffen WISSen – Wis-
sen schafft Bürger« (GEWISS) hat 
im September 2015 den Entwurf ei-

nes Rahmenpapiers »Citizen Science 
Strategie 2020 für Deutschland« Green 
Paper zur Kommentierung veröffent-
licht (www.konsultation.buergerschaf-
fenwissen.de/ [13.10.2015]). Auch 
wenn die DIY-Biologie darin nicht 
erwähnt wird, dürfte die öffentliche 
und politische Aufmerksamkeit für 
das Thema Bürgerforschung insgesamt 
weiter wachsen.

All dies lässt eine intensive Debatte der 
Themen Synbio und Genome Editing 
als nächste Stufen der Bio- bzw. Gen-
technologie im kommenden Jahr 2016 
erwarten. Der Bericht des TAB bietet 
für die zukünftige Debatte im Bundes-
tag, speziell im ABFTA, aber hoffent-
lich auch in der weiteren Fach- und all-
gemeinen Öffentlichkeit, eine Reihe von 
Anregungen. Von einem breiten gesell-
schaftlichen und medialen Interesse an 
den Ergebnissen des TA-Projekts kann 
ausgegangen werden, vielleicht ähnlich, 
wie es in der Vergangenheit beim The-
ma Gendoping (TAB-Brief 33) der Fall 
war.

Arnold Sauter
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